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Dr. Thomas Petersen

Institut für Demoskopie Allensbach

Ein neuer Aufbruch für Europa? 

In der Berichterstattung über die Europäische
Union war im letzten Jahrzehnt meistens von
Krisen die Rede: zuerst die Bankenkrise, aus
der sich die Staatsschuldenkrise entwickelte,
die wiederum von vielen als Euro-Krise be-
zeichnet wurde. Dann das Erstarken nationali-
stischer Parteien in vielen europäischen Län-
dern, das – zumindest vorläufige - Scheitern
der Versuche, sich auf eine gemeinsame
Grenzsicherung und Einwanderungspolitik zu
verständigen, schließlich der Entschluss Groß-
britanniens, die Gemeinschaft zu verlassen.
Europa, so konnte man meinen, sei, wenn
nicht gescheitert, so doch zumindest gelähmt.
Verständlich, wenn sich die Menschen von ei-
nem solchen weltfremden, bürokratischen,
handlungsunfähigen Konstrukt abwandten.

Doch die Annahme, dass sich die Bevölkerung
von der Europäischen Union abgewandt habe,
so einleuchtend sie auf den ersten Blick schei-
nen mag, war zu keinem Zeitpunkt richtig. Die
Allensbacher Umfragen jener Jahre zeigen
deutlich, dass die Deutschen auch auf dem
Höhepunkt der Sorgen um den Euro, die fi-
nanzielle Stabilisierung Griechenlands und
den Zustrom der Flüchtlinge von ihrer grund-
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sätzlich europa-freundlichen Haltung nicht ab-
wichen. Die Begeisterung, die der Gedanke an
die Europäische Einigung in früheren Jahr-
zehnten entfacht hatte, war allerdings schon
seit Längerem verflogen.

Mit dem Entschluss Großbritanniens, die EU
zu verlassen, und mit der Wahl Emmanuel
Macrons zum französischen Staatspräsidenten
schien sich dann das Meinungsklima zu wan-
deln. Zum ersten Mal nach längerer Zeit
wuchs das Ansehen der Europäischen Union
wieder. Es war, als würde den Bürgern der
Wert des vereinten Europas erst bewusst, als
es in Gefahr geriet. Heute wird nach Jahren
der Forderungen, Kompetenzen an die Natio-
nalstaaten zurück zu verlagern, wieder von ei-
ner Vertiefung der Integration gesprochen.
CDU/CSU und SPD sprechen in ihrem Koali-
tionsvertrag von einem „neuen Aufbruch für
Europa“ und fordern einen neuen Élysée-Ver-
trag. Wie steht die Bevölkerung heute, gut ein-
einhalb Jahre nach der „Brexit-Entscheidung“,
zur europäischen Integration? Ist etwas von
der in der Politik beschworenen Auf-
bruchstimmung zu spüren, oder überwiegt die
Skepsis? Diesen Fragen ist das Institut für De-
moskopie Allensbach in seiner aktuellen Um-
frage im Auftrag dieser Zeitung nachgegan-
gen.

Die Ergebnisse der Umfrage zeigen, dass das
Europabild der Deutschen weitaus weniger
stark schwankt, als man angesichts des Wech-
sels der Tonlage in der öffentlichen Diskussi-
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on annehmen könnte. Ein Beispiel sind die
Antworten auf eine Frage „Was bedeutet die
EU für Sie?“  Dazu wurde eine Liste mit 13
Punkten zur Auswahl überreicht. 78 Prozent
der Befragten sagten daraufhin, die EU sei für
sie eine Wirtschaftsgemeinschaft, die dazu
diene, den Handel zwischen den europäischen
Ländern zu erleichtern und zu fördern. 72 Pro-
zent wählten den Punkt „ein Europa ohne
Grenzen, in dem man ungehindert reisen und
seinen Beruf ausüben kann“. 60 Prozent dach-
ten an Vorteile für die Verbraucher durch den
gemeinsamen Wirtschaftsraum und eine ge-
meinsame Währung, 57 Prozent an eine wu-
chernde Bürokratie und einen großen, schwer
durchschaubaren Beamtenapparat. Bei den
meisten Punkten unterscheiden sich die Ant-
worten kaum von denen, die die Befragten
2013 und 2014 gegeben hatten, als die Frage
zuletzt gestellt worden war. Einen deutlichen
Rückgang gab es allerdings bei der Aussage,
die Europäische Union sei ein Risiko für den
Wohlstand in Deutschland. Diesen Punkt hat-
ten 2013 41 Prozent ausgewählt, in der aktuel-
len Umfrage waren es noch 18 Prozent.

Es ist aufschlussreich zu sehen, wie sich bei
dieser Frage im letzten Jahrzehnt das Antwort-
niveau insgesamt verändert hat. Als sie im
Jahr 2010, kurz vor Ausbruch der Finanzkrise
in Griechenland, gestellt wurde, erhielten die
zur Auswahl gestellten positiven Aussagen im
Durchschnitt eine Zustimmung von 51 Prozent
der Befragten. Bei den negativen Aussagen
lag der Durchschnittswert bei 42 Prozent.
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2014, also nach der Griechenland-Krise, hatte
bei denselben Listenpunkten die Zahl der ne-
gativen Aussagen deutlich auf durchschnitt-
lich 56 Prozent zugenommen, aber auch bei
den positiven war eine Zunahme auf 59 Pro-
zent zu verzeichnen. Das bedeutete, dass die
Krise die Bürger dazu gebracht hatte, sich in-
tensiver als zuvor mit dem Thema Europa zu
beschäftigen. Damit waren auch ihre Vorstel-
lungen von der EU klarer und vielfältiger ge-
worden – positive wie negative. Die aktuellen
Ergebnisse unterscheiden sich mit durch-
schnittlich 56 Prozent für die positiven und 54
Prozent für die negativen Aussagen nicht we-
sentlich von denen des Jahres 2014.

Angesichts der in den letzten Jahren gelegent-
lich zu hörenden Vorwürfe, bei der Europäi-
schen Union handele es sich um einen „Super-
staat“, der die europäischen Völker unterdrü-
cke, wurde zum ersten Mal auch die Antwort-
möglichkeit, die EU sei „eine überflüssige In-
stitution, die die einzelnen Länder bevormun-
det“ in die Liste aufgenommen. Doch diese
Haltung wird nur von einer kleinen Minder-
heit von 14 Prozent geteilt. Lediglich die
Wähler der AfD stimmen der Aussage zu 50
Prozent zu. Sie stehen damit in der Gesell-
schaft isoliert da, wie lautstark sie diese Posi-
tion auch vertreten mögen.

Insgesamt betrachten die Deutschen die Be-
mühungen der Politik, der Europäischen Eini-
gung neuen Schwung zu geben, mit Sympa-
thie. Das erkennt man etwa an den Antworten
auf eine Frage, bei der zwei Argumente zur
Auswahl vorgelegt wurden. Das erste lautete:
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„Ich bin dafür, dass die europäische Einigung
weiter vorangetrieben wird und rasch Fort-
schritte macht. Die europäischen Länder soll-
ten gemeinsam auftreten und mit einer Stim-
me sprechen. Nur so kann sich Europa in der
Welt durchsetzen.“ Die Gegenposition lautete:
„Mir geht die Europäische Einigung jetzt
schon zu weit. Den einzelnen Ländern muss
wieder mehr Macht übertragen werden, damit
jedes Land seine eigenen Entscheidungen tref-
fen kann.“ 49 Prozent der Befragten stimmten
der ersten Aussage zu, 34 Prozent der zweiten,
ein durchaus bemerkenswertes Ergebnis nach
Jahren, in denen sich bei anderen Fragen zu-
mindest relative Mehrheiten dafür ausgespro-
chen hatten, Kompetenzen von der EU zu den
Nationalstaaten zurück zu verlagern. Das Ant-
wortverhalten bei dieser Frage ist dabei stark
vom Bildungsniveau abhängig: Während sich
„nur“ 41 Prozent der Befragten mit Volks-
oder Hauptschulabschluss für ein Vorantrei-
ben der europäischen Einigung aussprechen,
sind es bei denen mit Abitur oder Hoch-
schulabschluss 61 Prozent. Dagegen ist der
Unterschied zwischen den Altersgruppen ge-
ringer, als man vielleicht annehmen könnte:
57 Prozent der unter 30-Jährigen und 47 Pro-
zent der 60-Jährigen und Älteren sprechen
sich für die Intensivierung der europäischen
Zusammenarbeit aus.

Ob die Bemühungen um eine Intensivierung
der europäischen Einigung auch in der Praxis
von der Bevölkerung unterstützt werden, wird
nicht zuletzt davon abhängen, ob es gelingt,
einen charismatischen Wortführer hierfür zu
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finden. Darauf deuten die Ergebnisse eines
Experiments hin, das in die Umfrage integriert
worden war. Die gesamte Befragtengruppe
wurde in vier repräsentative Teilgruppen un-
tergliedert. Jeder dieser Gruppen wurde eine
etwas modifizierte Version einer Frage vorge-
legt. In der ersten Gruppe hieß es: „Kürzlich
ist vorgeschlagen worden, rasch Schritte zu
unternehmen, um Europa weiter zusammenzu-
führen und die Zusammenarbeit innerhalb der
EU zu vertiefen. Halten Sie das alles in allem
für einen guten Vorschlag, oder halten Sie das
für keinen guten Vorschlag?“ In der zweiten
Gruppe wurde der Auftakt der Frage abgeän-
dert. Hier hieß es: „Der SPD-Parteivorsitzen-
de Martin Schulz hat kürzlich vorgeschla-
gen...“. In der dritten Gruppe wurde die For-
derung dem französischen Staatspräsidenten
Macron in den Mund gelegt, in der vierten
Gruppe wurde auf die Sondierungsgespräche
zwischen CDU/CSU und SPD als Quelle ver-
wiesen. 

Es zeigte sich, dass die Zustimmung zu einer
forcierten europäischen Einigung schwankte,
je nachdem, wer als Urheber der Forderung
genannt wurde. Nannte man keinen Urheber,
sagten 51 Prozent, sie fänden den Vorschlag
gut. Wurde Martin Schulz erwähnt, waren es
mit 47 Prozent etwas weniger, der Verweis
auf die Sondierungsverhandlungen erhöhte die
Zustimmung leicht auf 57 Prozent. Nannte
man dagegen Emmanuel Macron als Quelle,
sagten fast zwei Drittel, 65 Prozent, der Vor-
schlag sei gut. Immerhin ist aber auch festzu-

- 6 -

Schaubild 3



halten, dass der Anteil derjenigen, die sagten,
es sei keine gute Idee, die Zusammenarbeit in
der EU zu vertiefen, in keiner Gruppe mehr
als ein knappes Viertel betrug.

Wie bei vielen komplexen politischen Themen
ist die Haltung der Bürger zur europäischen
Einigung nicht frei von Widersprüchen. Einer-
seits gibt es, wie in früheren Umfragen wie-
derholt gezeigt wurde, durchaus pauschale
Klagen über eine angeblich zu große Einmi-
schung der Europäischen Union in die Ange-
legenheiten der Mitgliedsländer. Andererseits
findet man, wenn man danach fragt, welche
konkreten Politikfelder auf europäischer und
welche auf nationaler Ebene geregelt werden
sollten, nur wenige Punkte, bei denen sich die
Bürger für eine Regelung auf nationaler Ebene
aussprechen. So sagten in der vorliegenden
Umfrage 72 Prozent der Befragten, die Au-
ßen- und Sicherheitspolitik solle einheitlich
europäisch geregelt werden, 71 Prozent sagten
dasselbe über die Flüchtlingspolitik. 67 Pro-
zent meinten, die EU müsse festlegen, wie
viele Schulden ein Mitgliedsland machen darf.
Auch die Schul- und Hochschulabschlüsse
sollten nach Meinung einer Mehrheit EU-ein-
heitlich geregelt werden. Lediglich die Festle-
gung der Steuern und Abgaben und die Festle-
gung, wer welche Sozialleistungen erhält,
möchte die Bevölkerung mehrheitlich in den
Händen der Nationalstaaten wissen.

So kann man annehmen, dass die Forderung
nach einem neuen Élysée-Vertrag bei einer
Mehrheit der Deutschen durchaus auf offene
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Ohren stoßen würde. Die Symbolkraft des Be-
griffes sollte allerdings nicht überbewertet
werden: Auf die Frage „Wissen Sie zufällig,
was der Élysée-Vertrag ist, oder wissen Sie
das nicht?“ antworteten nur 36 Prozent, sie
wüssten es. Fast zwei Drittel, 61 Prozent, sag-
ten dagegen ausdrücklich, sie wüssten nicht,
was der Élysée-Vertrag ist. Bei den unter 30-
Jährigen waren es sogar drei Viertel, bei den
AfD-Anhängern 80 Prozent. Schlaglichtartig
wird hier ein großes und vermutlich wachsen-
des Problem der Europapolitik sichtbar: er-
hebliche Defizite in der zeithistorischen Bil-
dung.
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U N T E R S U C H U N G S D A T E N 

Befragter Personenkreis: Deutsche Wohnbevölkerung ab 16 Jahre in
der Bundesrepublik Deutschland

Anzahl der Befragten: 1271

Befragungszeitraum: 2. Februar bis 15. Februar 2018

Methode: Repräsentative Quotenauswahl

Art der Interviews: Mündlich-persönliche Interviews 
(face-to-face)



 A n h a n g t a b e l l e n 



 

Tabelle A 1
Bundesrepublik Deutschland

Bevölkerung ab 16 Jahre

Das Bild der EU im Trend

FRAGE: "Hier auf der Liste haben wir aufgeschrieben, was uns andere gesagt 
haben, was die Europäische Union für sie bedeutet. Was davon würden 
auch Sie sagen, was bedeutet die EU für Sie?" (Listenfrage)

Bevölk. insgesamt
-----------------------------------
2013 2014 2018

% % %
Wirtschaftsgemeinschaft, um den Handel zwischen
den europäischen Ländern zu erleichtern und zu fördern ......................76 ...........76............78

Ein Europa ohne Grenzen, in dem man ungehindert
reisen und seinen Beruf ausüben kann ..................................................72 ...........75............72

Vorteile für die Verbraucher durch einen gemeinsamen
Wirtschaftsraum und eine gemeinsame Währung..................................57 ...........59............60

Wuchernde Bürokratie, ein großer, schwer zu
durchschauender Beamtenapparat.........................................................60 ...........56............57

Regelungswut, dass die EU vieles regelt, was sie nicht
regeln müsste .........................................................................................60 ...........64............55

Sicherheit, dass die europäischen Völker nicht mehr
gegeneinander Krieg führen ...................................................................62 ...........61............53

Politische Stabilität in Europa .................................................................47 ...........58............51

Ein Zusammenschluss von Ländern, die sich in vielem
unterscheiden .........................................................................................58 ...........49............50

Viele hoch verschuldete Länder, für die Deutschland
haften muss ............................................................................................65 ...........61............50

Ein geeintes Europa, das in der Weltpolitik eine wichtige
Rolle spielt ..............................................................................................48 ...........48............44

Eine Gemeinschaft von europäischen Völkern mit
ähnlicher Kultur und gemeinsamen Wertvorstellungen ..........................33 ...........33............32

Ein Risiko für den Wohlstand in Deutschland.........................................41 ...........31............18

Eine überflüssige Institution, die die einzelnen Länder
bevormundet..............................................................................................- ..............-............14

QUELLE: Allensbacher Archiv, IfD-Umfragen 11010, 11024 und 11082



 

Tabelle A 2
Bundesrepublik Deutschland

Bevölkerung ab 16 Jahre

Eine Vertiefung der europäischen Integration
wird von den meisten begrüßt

FRAGE: "Hier unterhalten sich zwei über die europäische Einigung. Welcher von 
beiden sagt eher das, was Sie auch denken?" (Bildblattvorlage)

Bevölk. Altersgruppen Schulbildung
insg. -------------------- ------------------------

Unter 60 J.und Einfache Höhere
30 J. älter

% % % % %

"Ich bin dafür, dass die europäische
 Einigung weiter vorangetrieben
 wird und rasch Fortschritte macht.
 Die europäischen Länder sollten
 gemeinsam auftreten und mit einer
 Stimme sprechen. Nur so kann sich
 Europa in der Welt durchsetzen." ........49 ........57..........47 41..........61

"Das sehe ich anders. Mir geht die
 europäische Einigung jetzt schon
 zu weit. Den einzelnen Ländern 
 muss wieder mehr Macht über-
 tragen werden, damit jedes Land
 seine eigenen Entscheidungen
 treffen kann." .......................................34 ........29..........36 38..........22

 Unentschieden.....................................17 ........14..........17 21..........17
                              
100 100 100 100 100

QUELLE: Allensbacher Archiv, IfD-Umfrage 11082, Februar 2018



 

Tabelle A 3
Bundesrepublik Deutschland

Bevölkerung ab 16 Jahre

Der Éysée-Vertrag ist vielen unbekannt

FRAGE: "Vor 55 Jahren wurde der so genannte Éysée-Vertrag unterzeichnet: 
Wissen Sie zufällig, was der Éysée-Vertrag ist, oder wissen Sie das 
nicht?"

Bevölkerung Unter Anhänger der
insgesamt 30-Jährige AfD

% % %

Ja, weiss das ...............................36 .................................22......................15

Nein, weiss das nicht ...................61 .................................75......................80

Keine Angabe ................................3 ...................................3........................5
                  
100 100 100

QUELLE: Allensbacher Archiv, IfD-Umfrage 11082, Februar 2018



2009: Jahresdurchschnitt .36,0 ...13,5 ..24,0 ....11,5 ...10,5 ......- ....4,5

2010: Jahresdurchschnitt .33,0 ....8,0 ..28,0 ....16,0 ....9,5 ......- ....5,5

2011: Jahresdurchschnitt .33,5 ....5,0 ..28,5 ....19,0 ....7,5 ......- ....6,5

2012: Jahresdurchschnitt .35,5 ....4,5 ..29,0 ....14,5 ....6,5 ......- ...10,0

2013: Jahresdurchschnitt .39,5 ....5,5 ..26,0 ....12,5 ....7,5 ......- ....9,0

2014: Jahresdurchschnitt .40,5 ....4,0 ..26,0 ....10,0 ....8,5 ......6,0 ..5,0

2015: Jahresdurchschnitt .40,0 ....5,0 ..26,0 ....10,0 ....9,0 ......5,5 ..4,5

2016: Jahresdurchschnitt .34,0 ....7,5 ..23,0 ....11,0 ....9,0 .....11,0 ..4,5

2017: 5. bis 19. Januar ..36,0 ....7,0 ..23,0 .....9,0 ....9,5 .....11,5 ..4,0
1. - 15. Februar ...33,0 ....7,0 ..30,5 .....8,0 ....8,0 ......8,5 ..5,0
6. - 19. März ......34,0 ....6,5 ..33,0 .....7,5 ....8,0 ......7,0 ..4,0
1. - 13. April .....36,0 ....6,0 ..31,0 .....7,0 ....9,0 ......7,0 ..4,0
5. - 19. Mai .......37,0 ....9,0 ..26,0 .....8,0 ....8,0 ......8,0 ..4,0
1. - 15. Juni ......40,0 ...10,5 ..24,0 .....7,0 ....8,5 ......6,5 ..3,5
1. - 12.Juli .......39,5 ....9,0 ..25,0 .....7,0 ....9,0 ......7,0 ..3,5
4. - 17. August ....39,5 ...10,0 ..24,0 .....7,5 ....8,0 ......7,0 ..4,0
22. - 31. August ...38,5 ...10,0 ..24,0 .....7,5 ....8,0 ......8,0 ..4,0
6. - 14. September .36,5 ...11,0 ..22,0 .....8,0 ....9,0 .....10,0 ..3,5
13. - 20. September 36,0 ...10,5 ..22,0 .....8,0 ....9,5 .....10,0 ..4,0

7. - 19. Oktober...33,0 ...12,0...20,5 .....9,5 ....9,0.....12,0 ..4,0
22. - 27. November.33,0 ...10,0...21,5 ....11,0 ....9,0.....11,0 ..4,5
1. bis 14. Dez.....34,0 ...10,0...21,0 ....11,5 ....9,0.....11,0 ..3,5

2017: Jahresdurchschnitt 36,0 ....9,0...25,0 .....8,5 ....8,5......9,0 ..4,0

2018: 5. bis 18. Januar .34,0 ...10,0...21,0 ....10,5 ....8,5.....12,0 ..4,0
2. - 15. Februar...32,0 ...11,0...17,5 ....12,0 ....9,5.....13,0 ..5,0

Befragt wurden insgesamt 1.271 Personen
                     

QUELLE: Frankfurter Allgemeine Zeitung, Institut für Demoskopie, IfD-Umfrage 11082

Zweitstimmen-Wahlabsicht Gesamtdeutschland
Allensbacher Berichterstattung für die
Frankfurter Allgemeine Zeitung

Tabelle B 1
Gesamtdeutschland

Wahlberechtigte Bevölkerung
mit konkreter Parteiangabe

Zweitstimmen Gesamtdeutschland
-------------------------------------------------------
CDU/ FDP SPD Bü.90/ DIE AfD Sonstige
CSU GRÜNE LINKE
% % % % % % %

Bundestagswahl
27.9.2009 ...............33,8 ...14,6...23,0....10,7 ...11,9......- ....6,0

Bundestagswahl
22.9.2013 ...............41,5 ....4,8...25,7 .....8,4 ....8,6......4,7 ..6,3

Bundestagswahl
24.9.2017 ...............32,9 ...10,7...20,5 .....8,9 ....9,2.....12,6 ..5,2
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Veröffentlichung in der 

Frankfurter Allgemeinen Zeitung Nr. 46

vom 23. Februar 2018, S. 8, unter dem Titel:

"Ein neuer Aufbruch für Europa? Die europäische 

 Einigung soll neuen Schwung erhalten. Das sehen 

 die Deutschen mit Sympathie - je nachdem, wer 

 das fordert."






